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BESCHLUSS 
 

 

des Präsidiums der FDP, Berlin, 26. September 2022 
 

 

 

Ein moderner, leistungsfähiger und transparenter öffentlich-

rechtlicher Rundfunk: 5 Reformvorschläge 
 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk (ÖRR) steckt in einer Vertrauenskrise. Aktuelle Fälle von Fehlver-

halten in den Führungsstrukturen haben einen Mangel an Transparenz und Kontrolle in den Rund-

funkanstalten offengelegt. Hinzu kommt, dass die gesellschaftliche Akzeptanz des ÖRR sinkt. Viele 

Bürgerinnen und Bürger sehen sich in ihrer politischen Meinung nicht ausreichend repräsentiert oder 

fühlen sich gar bevormundet. Gleichzeitig sind über die Jahrzehnte in den öffentlich-rechtlichen Sen-

dern riesige und teure Verwaltungsapparate entstanden, die mit erheblichen Kosten verbunden sind. 

 

Vor diesem Hintergrund verschärfen auch die hohen und regelmäßig steigenden Rundfunkbeiträge 

den Vertrauensverlust: Rund 8,4 Milliarden Euro Beitragsaufkommen sind ein weltweiter Rekord. Zu-

sätzlich ist der öffentlich-rechtliche Rundfunk teilweise werbefinanziert und betätigt sich in zahlrei-

chen Formen und Gesellschaften wirtschaftlich. Auch das trägt nicht zu einer höheren Akzeptanz bei. 

 

Dabei hat der ÖRR gerade in Zeiten von Polarisierung und Desinformation den wichtigen Auftrag, 

glaubhaft und breit zu informieren und so einen zentralen Beitrag für eine offene, vielfältige, tole-

rante, gebildete und demokratisch gefestigte Gesellschaft zu leisten. Dieser Verantwortung muss er 

stärker gerecht werden. Eine Debatte um Erneuerung und Transparenz ist daher notwendiger denn 

je. Auch muss wieder mehr Geld in Qualitätsjournalismus fließen als in überkommene Versorgungs-

strukturen. Um die gesellschaftliche Akzeptanz wieder zu erhöhen, bietet sich jetzt die Chance für 

echte Reformen.  

 

Wir Freie Demokraten schlagen fünf Reformschritte für einen modernen, leistungsfähigen und trans-

parenten öffentlich-rechtlichen Rundfunk vor:  

 

1. Der ÖRR muss sich auf seinen Bildungs- und Informationsauftrag konzentrieren. Dazu gehö-

ren vor allem die Programmfelder Nachrichten, Kultur, Bildung und Dokumentationen. Zu sei-

nem Auftrag gehört ebenso eine ausgewogene, politisch neutrale und regional differenzierte 

Berichterstattung, die ein breites gesellschaftliches Spektrum abdeckt. Berichte und Kom-

mentare müssen klar getrennt werden. Unterhaltung und Sport haben ebenfalls ihren Platz 

im ÖRR; allerdings muss sein Bildungs- und Informationsauftrag Vorrang haben. An Überbie-

tungswettbewerben, etwa um die Übertragungsrechte großer Sportevents, sollte der ÖRR 

jedoch nicht teilnehmen. Auch die Ausweitung einer presseähnlichen, textbasierten Online-

Berichterstattung des ÖRR muss gestoppt werden. 
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2. Die Erhöhungen der Rundfunkbeiträge wollen wir aussetzen. Nicht zuletzt durch mehr Ko-

operationen der ÖRR-Sender sehen wir großes Potential für Kosteneinsparungen. Zeitgleiche 

Parallelübertragungen von Ereignissen durch ARD und ZDF erhöhen unnötig den Personal- 

und Finanzbedarf und müssen möglichst unterbleiben. An der Kommission zur Ermittlung des 

Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) wollen wir grundsätzlich festhalten. Würden par-

lamentarische Gremien über die Höhe der Beiträge entscheiden, würde die Gefahr der politi-

schen Einflussnahme auf die Berichtserstattung wachsen. Das wollen wir verhindern.   

 

3. Wir regen eine Selbstverpflichtung zur Gehaltsdeckelung für das Spitzenpersonal des öffent-

lich-rechtlichen Rundfunks an. Kein Intendant sollte mehr verdienen als der Bundeskanzler. 

Bei den Gehaltsstrukturen sollte sich der ÖRR an den Gehaltsstufen und -höhen der oberen 

Bundesbehörden orientieren. 

 

4. Die Kontrolle der Rundfunkanstalten muss deutlich gestärkt werden und durch anstaltsex-

terne, unabhängige Dritte erfolgen. Das gegenwärtig praktizierte System der Selbstbeauftra-

gung durch den ÖRR zulasten der Beitragszahler muss korrigiert werden. Da nach der Verfas-

sung all das, was beauftragt ist, zu finanzieren ist, darf über die Ausweitung des Funktions-

auftrages des ÖRR nicht allein der Rundfunkrat entscheiden. Vielmehr bedarf es einer exter-

nen Kontrolle (etwa durch die Landesmedienanstalten), ob die mit einer Angebotserweite-

rung verbundene finanzielle Mehrbelastung der Beitragszahler durch den publizistischen 

Mehrwert gerechtfertigt ist. Es sind zudem mehr Transparenz und strengere einheitliche 

Compliance-Regeln notwendig, um verlorenes Vertrauen zurückzugewinnen. Die jährlichen 

Berichte der Rechnungshöfe müssen Konsequenzen haben. Privilegien des ÖRR gegenüber 

privaten Wettbewerbern gehören auf den Prüfstand, so etwa Vollstreckungsmöglichkeiten 

und Pfändungen auf dem Wege der Amtshilfe bei streitigen oder säumigen Beitragsverpflich-

tungen. Beitragsbefreiungen (etwa zweiter Wohnsitz oder Empfang von Sozialleistungen) 

müssen ab Vorliegen der Voraussetzungen und nicht erst nach Antragstellung wirksam sein. 

 

5. Die Verwaltungsstrukturen des ÖRR müssen schlanker und effizienter gestaltet werden. 

Dazu sollten die ARD-Anstalten Synergien zwischen ihren jeweiligen Verwaltungen stärker 

nutzen und dort wo sinnvoll zusammenlegen. So sollten auch die bereits diskutierten Vor-

schläge zur Zusammenarbeit der Verwaltungen von Saarländischem Rundfunk (SR) und Süd-

westrundfunk (SWR) wiederaufgenommen werden. Diese wurden von CDU und SPD aus lan-

despolitischen Gründen ausgebremst. Dabei könnte eine solche Verwaltungszusammenarbeit 

ein Modell für die grundsätzliche Erschließung von Einsparmöglichkeiten und Synergien sein. 

Darüber hinaus kann auch die Digitalisierung einen wichtigen Beitrag für mehr Effizienz leis-

ten. Der Anteil der jährlichen Personalkosten beträgt mehr als ein Viertel der Beitragseinnah-

men des ÖRR (2,3 Milliarden Euro). Hinzu kommen Aufwendungen für die Altersvorsorge in 

Höhe von rund 8 Prozent der Beitragseinnahmen im Jahr. Vor diesem Hintergrund muss das 

System der betrieblichen Altersvorsorge des ÖRR regelmäßig auf Angemessenheit überprüft 

werden.  


